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Die NZZ hat dem designierten
Bundeshausredaktor Dominik
Feusi noch vor dessen Stellen-
antritt per 1. Juli gekündigt.Aus-
löser sind nach Recherchen des
«Blicks» Plagiatsvorwürfe gegen
den bisherigen stellvertretenden
Chefredaktor und Politchef des
«Nebelspalters».

Feusi, der seit der Neuaus-
richtung des «Nebelspalters» als
rechtsbürgerliches Onlinemaga-
zin eine prägende Rolle bei der
Zeitung einnahmund zusammen
mit Verleger Markus Somm den
Podcast «Bern einfach» mode-
rierte, sollte als Bundeshausre-
daktor zur NZZ insWirtschafts-

ressortwechseln.Nunwurde der
bereits unterzeichnete Vertrag
gemäss «Blick» von der NZZ-
Chefredaktion um Eric Gujer
wieder aufgelöst.

Ohne Quellenangabe
Konkret geht es um eineNahost-
Analyse, die Feusi am 3. Oktober
2024 beim «Nebelspalter» pub-
lizierte. Laut dem «Blick» über-
nahm er darin in grossem Um-
fang direkte Formulierungen aus
einer am Vortag erschienenen
Kolumne des britischen «Tele-
graph»-Kommentators Allister
Heath – ohne diesen oder den
«Telegraph» als Quelle anzuge-

ben. Der Beitrag plädierte unter
anderem für einen israelischen
Angriff auf den Iran. Eine Aus-
wertungdes«Blicks»kommtzum
Schluss,dass rund90Prozent des
Textes mit dem britischen Origi-
nal übereinstimmten.

Die NZZ hatte bereits im Vor-
feld Kenntnis von dem Plagi-
atsfall. Ein Redaktor habe Feusi
diesbezüglich mit Fragen kon-
frontiert, die Angelegenheit sei
jedoch nicht publik gemacht
worden. In der Folge passte der
«Nebelspalter» den Artikel on-
line an, ergänzte Quellen und
versah dieAnalysemit demHin-
weis, in der ersten Version seien

die Quellen versehentlich weg-
gelassen worden.

Die NZZ bestätigt dieser Re-
daktion, dass Feusi nun doch
nicht angestelltwerde: «Wirkön-
nenSie darüber informieren,dass

Dominik Feusi die Stelle bei der
NZZnicht antretenwird», erklär-
te ein Sprecher. Der Sachverhalt
sei den für die Rekrutierung zu-
ständigen Personen zum Zeit-
punkt der Anstellung nicht be-
kannt gewesen.Die Prüfunghabe
ergeben, dass der Fall mit den
publizistischen Grundsätzen des
Hauses unvereinbar sei.Die pub-
lizistische Glaubwürdigkeit habe
oberste Priorität, entsprechend
habe man den Vertrag noch vor
Stellenantrittwiederaufgehoben.

«Das darf nicht passieren»
Der 53-jährige Feusi zeigte sich
in einem Statement im «Blick»

einsichtig: «Es gibt überhaupt
keine Entschuldigung für das,
was ich gemacht habe. Das ist
ein klares Plagiat, so etwas darf
nicht passieren.»

Er habe unter Zeitdruck ge-
standen und für dieWebsite des
«Nebelspalters» kurzfristig ei-
nen Beitrag liefern müssen. Da-
bei habe er auf Notizen zurück-
gegriffen, in denen unter ande-
remdieAnalyse des «Telegraph»
enthalten gewesen sei. Das än-
dere nichts daran, dass er gegen
journalistische Grundsätze ver-
stossen habe.

Simon Angelo Meier

NZZ löst Vertragmit Politjournalist Dominik Feusi noch vor Stellenantritt auf
Plagiatsaffäre Der designierte Bundeshausredaktor hat eine Nahost-Analyse zu 90 Prozent aus einer britischen Zeitung abgeschrieben.

Bisher beim «Nebelspalter» tätig:
Dominik Feusi. Foto: Nicole Pont
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Frankreich führe sich wie ein
lästiger Nachbar auf, der exzes-
siv feiere und die anderen auf
der Rechnung sitzen lasse. Die-
sen Vergleich zog der Walliser
Nationalrat Philippe Nantermod
(FDP) jüngst in der Zeitung «Le
Temps». Derweil sieht Paris die
Schweiz alsHeulsuse,die sichnur
beklagt, statt Chancen zunutzen.
Die Stimmung ist angespannt.

Der Grund: der G7-Gipfel in
Evian, fürdessen Sicherheit auch
die Schweiz sorgen soll. ImWest-
schweizer Fernsehen entlud sich
jüngst dieWut derRomands: Die
sichtlich enervierteGenferSicher-
heitsdirektorin CarolineKast (SP)
sagte nach Paris gerichtet: «Ihr
könnt diesen Gipfel ohne uns
nicht organisieren.» Der Genfer
Ständerat Mauro Poggia (MCG)
meinte, man müsse den Schwei-
zerEingang amGenferFlughafen
halt zumachen,wenn Paris nicht
spure. Und der aufgeregte Direk-
tor des Genfer Gewerbeverbands
sahdie SchweizerFirmen in fran-
zösischer Geiselhaft.

Doch die schlechte Stimmung
reicht weit über Genf hinaus.

Bis zumBeginn des Gipfels in
Evian dauert es noch zwei Wo-
chen – und aus Sicht der Schweiz
passiert derzeit genau das, was
alle verhindern wollten.

Erinnerungen an
das Trauma von 2003
Schon die Ankündigung von
Frankreichs Präsident Emmanuel
Macronvoreinem Jahrhatte beim
Bund und bei den angrenzen-
den Westschweizer Kantonen
schlechte Erinnerungen geweckt.
2003 kam es in Genf am Rande
des G8-Gipfels zu gewalttätigen
AusschreitungenundPlünderun-
gen,wie sie dieWestschweiz seit-
her nie mehr erlebt hat. Es blieb
ein regionales Trauma.

An den finanziellen Schäden
beteiligte sich Frankreich da-
mals.Von den rund 40Millionen
Franken Sicherheitskosten über-
nahm Paris 18 Millionen.

So würde man das wieder re-
geln, dachte sich der Bundesrat
und schrieb in seiner Botschaft
zum Armee-Einsatz vom Sep-
tember 2025, die Schweiz wolle
mit Frankreich ein Abkommen
abschliessen, das unter ande-
rem «dieAufteilung der Kosten»
regle. Heute zeichnet sich ab:

Dieses Abkommen wird es wohl
nie geben. Frankreichwill nicht.

Und das, obwohl die Kosten
auch aufgrundderangespannten
Sicherheitslagehoch seinwerden.

Spione, russische Drohnen,
Hackerangriffe
DerNachrichtendienst des Bun-
des hält Spionageaktivitäten ge-
gen dieTeilnehmenden für «sehr
wahrscheinlich». Zudemdrohen
Hackerangriffe. Und russische
Drohnen.

Die Schweizer Armee setzt
zum ersten Mal eine neu erwor-
bene Antidrohnenwaffe ein. Ver-
teidigungsministerMartin Pfister
sagte im Gespräch mit dieser
Redaktion: «Wir sind imMoment
daran, das System einzuführen,
ich bin überzeugt, dass wir es
schaffen, das System gut anzu-
wenden.» Er sei «relativ zuver-
sichtlich», dass es keine Schlag-
zeile geben wird à la «Trump
kann nicht landen in Genf we-
gen Drohnen».

Auch die israelische Problem-
drohne Hermes der Schweizer
Armeewird über demGenfersee
fliegen – allerdings nur zu Test-
zwecken. Immerhin: Sie kann
ausnahmsweise ohne Helikop
terbegleitung abheben – weil
der Zugang zum Luftraum ein-
geschränkt ist.

Dazukommtein enormerPoli-
zeieinsatzmit Einsatzkräften aus
Genf,Waadt undWallis,verstärkt
durch andere kantonale Korps.
Und das am selbenWochenende,
an dem schweizweit auch der
Frauenstreik stattfindet.

«Der G7-Gipfel wird viel kos-
ten», erklärte Bundespräsident
GuyParmelin vor kurzem inGenf
gegenüber der Presse. Er zeig-
te sich immer noch zuversicht-
lich, dass Paris einen Teil der
Kosten tragen wird: «Wenn der
richtige Moment gekommen ist,
werden wir mit Frankreich dar-
über diskutieren.» Die ehema-
lige Waadtländer Sicherheits
direktorin und heutige FDP-Na-

tionalrätin Jacqueline de Quattro
sagt dagegen: «Eswirdmühsam.
Wir sind in dieser Sache ziem-
lich allein und haben nicht viele
Druckmittel gegen Frankreich.»
Sie rechnet wieder mit gewalt
tätigen Demos.

Der politischeWiderstand ge-
gen den Gipfel steht längst. Eine
breite Koalition linker Organi-
sationen will eine grosse Demo
und ein Protestdorf organisieren.
FDP und Wirtschaftsverbände
hatten dagegen ein Demoverbot
gefordert. LetzteWoche rang sich
der Genfer Staatsrat dazu durch,
eine Demo zu bewilligen.

«Achtung vor langfristigen
Konsequenzen!»
In Paris interessieren die helve
tischen Details wenig. Die fran
zösische Ministerin für Franko-
phonie, Éléonore Caroit, sagte
Anfang Mai: «Genf sollte diese
Gelegenheit nutzen,umdenmul-
tilateralenDialog neu zu beleben
– als Stadt des Friedens,Stadt des

Dialogs und als eine Stadt, die ge-
messen an ihrer Grösse so inter-
national ist.» Mit anderen Wor-
ten: Freut euch, statt Rappen zu
spalten.

Schweiz-Kenner in der franzö-
sischenPolitikversehendieKritik
zudem mit einer Warnung. Olga
Givernet, Präsidentin der parla
mentarischenGruppeFrankreich
Schweiz im französischen Parla-
ment, sagt, sie könne zwarverste-
hen,dassmanchedasGefühl hät-
ten, der Schweiz blieben nur die
negativen Effekte des G7-Gipfels.
«Aus der langen Erfahrung der
grenzüberschreitendenBeziehun-
gen imRaumGenf kann ich Ihnen
sagen: Es gibt immerwiederPha-
sen, in denendas eineLandetwas
mehr profitiert als das andere.»

Der Politikerin, die Präsident
Macron nahesteht, geht die De-
batte in der Schweiz zuweit: «Ich
möchte einfach davor warnen,
diesen Gipfel politisch zu instru
mentalisieren. Achtung vor den
langfristigen Konsequenzen!»
Die Zusammenarbeit könne da-
runter leiden.

Es ist noch nicht lange her,
da herrschte zwischen Frank-
reich und der Schweiz Eiszeit.
Weil der Bundesrat den franzö-
sischen Kampfjet verschmähte.
Die Franzosen scheinen sagen zu
wollen: Das wollt ihr nicht noch
mal erleben.

Einig ist man sich darin,
hässig aufeinander zu sein
Beim Bund temperiert man run-
ter.Aussenminister IgnazioCassis
gibt sich im Gespräch mit dieser
Redaktion zuversichtlich,dass die
Schweiz mit Frankreich eine Lö-
sung findenwerde. «Heute schon
festzulegen, wer was bezahlen
wird, wäre kontraproduktiv. Das
käme einer Botschaft an die De-
monstranten gleich: Macht, was
ihrwollt,wirhabendieRechnung
bereits aufgeteilt.»

Doch in den vertraulichen di-
plomatischen Kanälen schlägt
auch der Bundesrat einen an-
deren Ton an. Die französische
Satirezeitschrift «Le Canard en-
chaîné» enthüllte, dass Bundes-
präsident Parmelin einen Brief
an Präsident Macron geschickt
hat – in dem er mit deutlichen
Worten angeprangert haben soll,
dass es nicht vorwärtsgehe.

DerÉlysée-Palast hat offenbar
verstimmt reagiert. Zumindest
hier herrscht Einigkeit: Hässig
sind alle auf alle.

Paris verschärft den Ton gegenüber Bern
G7-Gipfel in Evian Noch immer ist nicht klar, ob sich Frankreich an den anfallenden Schweizer Sicherheitskosten beteiligt.
Zwei französische Politikerinnen reagieren verstimmt auf die Forderung aus demNachbarland.

Belastete Nachbarschaft: Frankreichs Präsident Emmanuel Macron (links) und Bundespräsident Guy Parmelin im Januar beim WEF. Foto: AFP

«Es gibt immer
wieder Phasen,
in denen das
eine Land etwas
mehr profitiert
als das andere.»

Olga Givernet
Präsidentin der parlamentarischen
Gruppe Frankreich Schweiz
im französischen Parlament
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Endlich ist die Lieferung aus Chi-
na da.Fast zweiWochennach der
Bestellunghat sie ohneProbleme
denZollpassiert.Nun liegtdasPa-
ket vor der Tür. Der «Temu-Beu-
tel» enthält drei Produkte: einen
MultifunktionsadapterinEU-Aus-
führung,dervonHerstellerLeno-
vo stammen soll (6.95 Franken),
ein wiederaufladbares «Tiefen
gewebe-Massagegerät», dasman
sichwie einÄffchenhinten anden
Hals klemmen kann (20.37 Fran-
ken), sowie ein achtteiliges Ba-
detücherset mit Sternenmuster
(27.91 Franken).

Wir gehen damit zu Bernhard
Egger, Chef des Schweizer Han-
delsverbandes. Er, der Temu oft
und so laut kritisiert wie wenige
andere inderSchweiz, soll zeigen,
was ihn stört. Schliesslich kennt
er sich von Berufswegen ausmit
denVorgaben, die Händler in der
Schweiz einhalten müssen.

Egger und sein Verband be-
schweren sich schon lange: Die
asiatischenOnlineanbieterkönn-
ten nur deshalb so erfolgreich
sein und ihre Produkte so günstig
anbieten, weil sie diverse Vorga-
ben in Bezug auf Produktsicher-
heit und Markenrechte nicht er-
füllten. Das sorge für ungleiche
Spiesse zwischen den Schweizer
Händlern und der ausländischen
Konkurrenz.Die Situationverbes-
sern soll eine Motion des St. Gal-
ler Ständerats Benedikt Würth
(Mitte), die heute im Nationalrat
besprochen wird.Würth fordert,
dass in derSchweiz nicht zulässi-
ge Produkte auf den Plattformen
automatischgekennzeichnetwer-
den sollen.DieMotionwurde be-
reits vomStänderat gutgeheissen
und dürfte auch im Nationalrat
Chancen haben, angenommen
zuwerden.

«Ob die Zertifizierung echt
ist, lässt sich schwer sagen»
Bei den Produkten, die Egger
prüft, handelt es sich um die
drei an einem Stichtag belieb-
testen Produkte vonTemu in der
Schweiz.Die entsprechende Ein-
stellung kann auf demWebshop
abgerufen werden.

Dann geht es los. Egger öffnet
die ersten zwei Pakete. Mindes-
tens eineCE-Zertifizierung–die-
se soll belegen, dass ein Produkt
den geltenden Sicherheitsanfor-
derungen entspricht – ist auf dem
Massagegerät wie auch auf dem
Ladegerät aufgedruckt,wie erbei
seiner Inspektion bestätigt. «Ob
die Zertifizierung auch echt ist,
lässt sich schwer sagen.» Dafür
stechen ihm gleich ein paar an-
dereDinge insAuge,die für einen
Schweizer Händler nach seinen
Angaben schwierig wären. Bei
den Handtüchern beispielswei-
se,die sich anfühlen,alswären sie
Putzlappen, fehlt das Textillabel
mit den Angaben zumMaterial.

Eine solche sei in der Schweiz
zwar nicht vorgegeben, aber üb-
lich, sagt Egger. Beim Ladegerät
ist dieVerpackungnurauf Chine-
sischbeschriftet.DieBedienungs-
anleitung ist erst nach einer Re-
cherche in der Onlinebestellung
als digitaleAnleitung auffindbar.
«Einfach zugänglich, wie es bei
uns vorgegeben ist, ist das mei-

nerAnsicht nach nicht», sagt Eg-
ger.BeimMassagegerät liegt eine
kurzeGebrauchsanweisung zwar
direkt demGerät bei, Sicherheits-
hinweise fehlen in dieser jedoch
komplett. «Nirgends ist ange-
geben, dass dieses Produkt bei-
spielsweise nicht mit Wasser in
Kontakt kommen sollte, das geht
nicht», sagt Egger.

Solche Vorgaben einzuhalten,
würde Schweizer Händler Geld
kosten.Geld,das sich die chinesi-
schenAnbieter auf Temu einfach
sparten. Auch hat Egger Zwei-
fel an der Echtheit des Ladege-
räts. Ob dieses alsowirklich vom
bekannteren Hersteller Lenovo
stammt. Auch in der Gebrauchs-
anweisung wird der Name Le
novo nie erwähnt. Auf der Ver
packung und am Gerät selbst
werden jeweils zwei unterschied-
licheProduktionsfirmengenannt,
und beide lassen sich nicht mit
Lenovo in Verbindung bringen.

Keine Zweifel an denMarken
schutzrechtsverletzungen, so
Egger, bestünden bei den vielen
Produkten mit Schweizer Kreuz
auf Temu. Schweizer Händler
würden kritisiert, weil sie ein

solches auf ihre Produkte auf-
gedruckt hätten, jedoch nur ei-
nen Teil davon in der Schweiz
produzieren würden. Auf Temu
hingegen hätten die Produkte
mit Schweizer Kreuz gar keinen
Schweiz-Bezug, und trotzdem
seien sie kein Thema.

Temu selbst stellt sich gene-
rell gegen Regulierungen. Im
deutschsprachigen Raum tätige
Kommunikationsleute lobbyieren
im Auftrag des Unternehmens,

um zu beteuern, dass Temu sich
längst stärker um die Qualitäts-
sicherung kümmere.

Das ist auch nötig, denn der
Druck wächst: Ende letzter Wo-
che wurde bekannt, dass Temu
in der Europäischen Union (EU)
200MillionenEuroBusse zahlen
muss – genau wegen der Verlet-
zung von Sicherheitsstandards.
Auf dieAnfrage,ob die drei getes-
teten Produkte aus Sicht des Un-
ternehmens den Schweizer Vor-
gaben zu Sicherheit und Mar-
kenrecht entsprechen, hat Temu
nicht reagiert. In diesem Kontext
stellt sich Temu meist auf die
Position, dass es sich bei Temu
selbst nurumeineArtMarktplatz
handle, die Verantwortung für
die Produkte aber die einzelnen
Produzenten tragenwürden.

Der Zoll kontrolliert
nur einen kleinen Teil
Der Bundesrat hat die Motion
von Benedikt Würth vor der De-
batte zur Ablehnung empfoh-
len. Die Begründung: Es sei heu-
te schon illegal, auf den Plattfor-
men etwas zu verkaufen, was in
der Schweiz nicht zugelassen sei.

DochWürth und seine Mitstrei-
terinnen und Mitstreiter gehen
davon aus, dass diese gesetz-
lichen Standards Temu, Shein
und andere Anbieter nicht inte-
ressieren und das Problem des-
halb besser sichtbar gemacht
werden müsste.

Auch eine zweite Motion zu
Temu soll bereits heute thema-
tisiert werden. Sie setzt bei ei-
ner besseren Kontrolle derKlein
sendungen aus China an. Die
Motion des Tessiner Ständerats
Fabio Regazzi (Mitte) fordert eine
spezielle Gebühr von einigen
Franken auf Kleinsendungen aus
Asien. Analog zu jener, die der-
zeit in der EU eingeführt wird.
Dort beträgt sie 3 Euro.

Mit dieser Gebühr sollen ver-
stärkte Zollkontrollen von sol-
chen Sendungen finanziert wer-
den.Dennvonden jährlich zuletzt
rund26MillionenKleinstsendun-
gen ausAsienwirdnurein kleiner
Teil kontrolliert und bei Abwei-
chungen zurSchweizerGesetzge-
bung aus dem Verkehr gezogen.
Es könnte in der Schweiz also
bald ungemütlicher für chinesi-
sche Onlinehändlerwerden.

Chef des Schweizer Handelsverbandes
untersucht drei gefragte Temu-Artikel
Chinesischer Billighändler Heute könnte der Nationalrat beschliessen, dass illegale Produkte auf Temu deklariert
werdenmüssten. Wie schlagen sich die beliebtesten Gegenstände des Onlineanbieters in der Schweiz?

Ohne Prüfung Die Berufsmaturität
ist das Tor zur Fachhochschule
– über eine Ergänzungsprüfung
sogar zur Universität. Sie kann
auf zwei Wegen absolviert wer-
den: entwederwährend der Leh-
re (BM 1) oder imAnschluss daran
(BM2).Und sie erfreut sichwach-
sender Beliebtheit. 13’000 Ab-
schlüsse werden schweizweit
jährlich gemacht. In fast allen
Kantonenwurde deshalb der Zu-
gang erleichtert: Wer einen be-
stimmten Notenschnitt in der
Lehre erreicht, kann die Berufs-
maturitätsschule ohne Aufnah-
meprüfung besuchen.

Aber nicht alle begrüssen die-
se Entwicklung,wie die «NZZ am
Sonntag» berichtet. Anja Nützi,
Berufsschulleiterin in St. Gallen
und Vorstandsmitglied des Ver-
bandsBerufsbildungSchweiz,be-
obachtet Veränderungen in den
Klassen.«Neudrängen auchLeu-
te mit sehr schwachen Deutsch-
und Englischkenntnissen an die
Berufsmatura», sagte sie imVer-
bandsmagazin. Auch in Mathe-
matik seien die Defizite deutlich
spürbar. Ähnliche Bedenken gibt
es im Kanton Zürich. In einem
Diskussionspapier der Lehrper-
sonenkonferenz derBerufsschu-
len wird kritisiert, der Zugang
zur BM sei «weder gerecht noch
einheitlich», zitiert die «NZZ am
Sonntag». Die Lehrabschlussno-
te sage «wenig darüber aus, ob
jemand für die schulisch-aka
demischen Anforderungen der
BM geeignet ist».

Mehr Studienabbrüche
Sorgen bereitet Lehrpersonen
demnach auch die Zahl der Stu-
dienabbrüche. Nationale Zahlen
fehlen zwar, doch im Kanton Zü-
rich stieg die Abbruchquote in
der Berufsmaturität 2 dem Be-
richt zufolge zwischen 2019 und
2024 von rund 16 auf 28 Prozent.

Befürworter halten dagegen,
Aufnahmeprüfungenwürden ge-
rade Jugendliche aus bildungs-
fernen oder finanziell schwä-
cheren Familien benachteiligen.
Der prüfungsfreie Zugang schaf-
fe mehr Chancengleichheit und
ermögliche mehr jungen Men-
schen denWeg zu einer höheren
Ausbildung. Das ZürcherMittel-
schul- und Berufsbildungsamt
betont gegenüber der «NZZ am
Sonntag», die prüfungsfreie Zu-
lassung sei eingeführt worden,
um den Zugang zu erweitern.

Eine Rückkehr zu denAufnah-
meprüfungen ist derzeitweder in
Zürich noch auf nationaler Ebe-
ne geplant. Stattdessen fordern
Lehrpersonen zusätzlicheVorbe-
reitungskurse und gezielte Un-
terstützung für Lernende, damit
diese dieAnforderungen der Be-
rufsmatura erfolgreich bewälti-
gen können.

Patricia Shams

Lehrer warnen vor
zu leichtem Zugang
zur Berufsmatura

Twint-App Beim Onlinebezahl-
dienst kam es gestern Morgen
zu technischen Problemen. Zah-
lungen und weitere Funktionen
derTwint-Appwaren für Nutze-
rinnenundNutzer teilweise nicht
oder nur eingeschränkt verfüg-
bar,wieTwint auf seinerWebsite
mitteilte. Betroffen waren «alle
Versionen der Twint-App». Im
Verlauf desVormittagswar twin-
tenwiedermöglich.Angaben zur
Ursache der Störungmachte das
Unternehmen nicht. (red)

Technische Panne
bei Bezahldienst

Wiederaufladbares Massagegerät für den Nacken: Bernhard Egger vom Handelsverband bei der Inspektion der Testbestellung. Foto: Boris Müller

Eine zweiteMotion
fordert
eine Gebühr von
einigen Franken
auf Kleinsendungen
aus Asien.


